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Tötung der 12jährigen Luise zeigt einmal mehr:
Strafmündigkeit auf 12 Jahre senken!
(13.03.2023)
Wie die Polizei heute bekannt gab, ist das vermisste
Mädchen in Freudenberg von zwei anderen Kindern, nämlich
12 und 13 Jahre alten Mädchen, mit Messerstichen getötet
wurde. Beide sind somit nicht strafmündig.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland bekräftigt, dass die AfD sich für
die Senkung der Strafmündigkeit einsetzt.
„Es ist entsetzlich und für mich unerklärlich, was in
Freudenberg geschehen ist. Unerträglich ist aber nun, dass
die Täterinnen nicht strafrechtlich belangt werden können.
Deshalb ist für uns eine Änderung des Strafrechts
unumgänglich und das nicht erst nach dem Bekanntwerden
der Details in diesem Fall. Auch in der Vergangenheit sind
Täter schlimmster Verbrechen ihren Strafen immer wieder
entgangen, weil sie unter der Schwelle der 14 Jahre lagen.
Wer eine solch grausame Tat begehen kann, dem sollte in
Zukunft bewusst sein, dass sie auch strafrechtliche
Konsequenzen haben wird. Ein erster Schritt dahin ist, den
Beginn der Strafmündigkeit von 14 auf 12 Jahre zu senken.
Dies fordern wir seit Jahren."
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Verfassungsschutz ist blind für echten
Extremismus! (14.03.2023)
Verfassungsschutzpräsident Haldenwang vertritt die
Auffassung, dass die Gruppierung „Letzte Generation“, die
in der Vergangenheit durch eine Vielzahl von Straftaten, wie
Autobahn- und Flughafenblockaden sowie Anschläge etwa
auf das Grundgesetzdenkmal, Schlagzeilen provoziert hatte,
nicht als extremistisch einzustufen sei.
Für Stephan Brandner, stellvertretendem Bundessprecher
der Alternative für Deutschland, ist diese Einschätzung ein
weiteres deutliches Zeichen, dass das Bundesamt für
Verfassungsschutz gar kein Interesse daran hat, die
freiheitlich-demokratische Grundordnung zu schützen,
sondern viel mehr politisch im Sinne der Regierenden
agiert:
„Es steht außer Frage, dass sich die Klimaextremisten
gegen die Grundwerte unserer Gesellschaft positionieren.
Allein schon die Forderung nach Gesellschaftsräten ist ein
Schritt in Richtung Abschaffung unserer parlamentarischen
Demokratie und beweist, welche antidemokratischen
Bestrebungen diese Gruppierung antreiben – ganz
abgesehen von den kriminellen Aktionen, die sie immer
wieder durchführen, um in die Schlagzeilen zu kommen.
Statt sich den wirklichen Extremisten zu widmen,
beschäftigt sich der deutsche Verfassungsschutz lieber mit
der Opposition, um diese mundtot zu machen und die
Regierung in ihrem Handeln zu schützen.“ Auch Bundesfinanzminister Lindner macht inzwischen

deutlich, dass der geplante Anbau an das Kanzleramt, der
wohl weit über eine Milliarde Euro kosten würde, nicht mehr
notwendig sei und erklärt, dass 65 Prozent der Mitarbeiter
ortsveränderlich arbeiten würden.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Stephan Brandner, zeigt sich erfreut,
dass der Minister auch hier eine wesentliche Forderung der
AfD-Fraktion übernimmt:
„Die AfD-Fraktion hatte bereits vor etwa einem halben Jahr
einen Antrag unter meiner Federführung im Bundestag
eingebracht, den Wahnsinnsbau sofort zu stoppen,
Heimarbeitslösungen zu forcieren und im Kanzleramt
Personalzuwachs zu beenden, sodass der Prunkanbau
obsolet würde. Es ist erfreulich, allerdings auch
populistisch und durchschaubar, dass Lindner als Chef der
Umfallerpartei nun unsere Forderung übernimmt. Ein
protziger Anbau mit mehretagigen Wintergärten, Brücken,
Tunnel und zahlreichem anderen Schnickschnack in Zeiten,
in denen marode Schulen die Stadtbilder bestimmen, ist ein
Affront gegen die Bürger des Landes und zeigt die
Abgehobenheit der Altparteienpolitiker.“

Lindner auf Kurs der AfD-Fraktion –
Kanzleramtsanbau endlich stoppen
(16.03.2023)
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Korruption in Deutschland besser bekämpfen!
(17.03.2023)

Nach Ansicht von Fachleuten des Europarats unternimmt
Deutschland nicht genug im Kampf gegen Korruption.
Bislang sei nur eine von vierzehn Empfehlungen des Anti-
Korruptions-Gremiums Greco aus dem Jahr 2020
zufriedenstellend umgesetzt worden, hieß es in einem
Bericht.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, schließt sich dem an und
mahnt, dass Korruption in Deutschland nicht ausreichend
Aufmerksamkeit erhalten würde.
„Zu Recht wird mangelnde Transparenz und die
Rücksichtnahme auf finanzielle Interessen der
Bundesminister kritisiert. Ich erinnere nur an den Erwerb
der millionenenteuren Luxusvilla des damaligen
Gesundheitsministers Spahn und sage ganz klar: die
Altparteien haben sich den Staat zur Beute gemacht und
viele Politiker versuchen möglichst hohe Profite aus ihrer
Tätigkeit im Parlament zu schlagen. Hohe Nebenverdienste,
intransparente Verfahren und eine mangelhafte
Aufdeckung von Lobbyistenkontakten sowie enge
Verstrickungen in die Wirtschaft sind Anzeichen einer
vollkommen unzureichenden Bekämpfung von Korruption in
Deutschland.“
 

Nachdem sich Bundesfinanzminister Lindner für eine
Beendigung der Planung hinsichtlich des Erweiterungsbaus
an das Kanzleramt ausgesprochen hat, erwartet der
Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-
Bundestagsfraktion, dass auch die Planungen zum
Erweiterungsbau des Bundesfinanzministeriums beendet
werden.
Stephan Brandner erklärt:
„Rund 700 Millionen Euro soll der Erweiterungsbau für das
Bundesfinanzministerium kosten, der bisher weitestgehend
keine mediale Beachtung fand. Während Minister Lindner
also vom Bundeskanzler Verzicht in fast exakt dieser Höhe
fordert, treibt er die Pläne für die Erweiterung seines
eigenen Ministeriums weiter voran. Dabei beläuft sich die
Nutzfläche des Finanzministeriums schon heute auf rund
56.000 Quadratmeter und damit fast doppelt so viel wie
beim Kanzleramt. Es besteht kein Anlass, den aufgeblähten
Ministerialapparat weiter auszudehnen und neue Gebäude
zu errichten. Vielmehr sollte ein Stellenabbauplan in den
Mittelpunkt des Geschehens rücken.“

Scheinheilig – Lindner will eigenes
Ministerium auch um Prunkbau erweitern
18.03.2023)
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Strafmündigkeit runter!
Kanzleramtsanbau stoppen

5 Fragen - 5 Antworten
Folge 209

Was haben vegane Muslime mit
Demokratie zu tun?

(Gute Fragen - Schlechte Antworten)

Lügen oder juristische Probleme:
das sind Faesers Alternativen!
(Gute Fragen - Schlechte Antworten)

https://www.youtube.com/shorts/tkG2GPCjBvo
https://www.youtube.com/watch?v=SPYVWHRDS_s
https://www.youtube.com/watch?v=zV67y1cBLhQ
https://www.youtube.com/watch?v=y41CNSq6kCo
https://www.youtube.com/watch?v=SPYVWHRDS_s
https://www.youtube.com/watch?v=SPYVWHRDS_s
https://www.youtube.com/watch?v=SPYVWHRDS_s
https://www.youtube.com/watch?v=zV67y1cBLhQ
https://www.youtube.com/watch?v=zV67y1cBLhQ
https://www.youtube.com/watch?v=y41CNSq6kCo
https://www.youtube.com/watch?v=y41CNSq6kCo
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Mist von Mast! 

(Debatte zum Wahlrecht)
 
 

 
Wer schreit, der lügt!

https://www.youtube.com/shorts/tkG2GPCjBvo
https://www.youtube.com/watch?v=N_xrd337ygU
https://www.youtube.com/shorts/vihZ27IUa0k
https://www.youtube.com/watch?v=N_xrd337ygU
https://www.youtube.com/watch?v=N_xrd337ygU
https://www.youtube.com/watch?v=N_xrd337ygU
https://www.youtube.com/shorts/vihZ27IUa0k
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Mittwoch, 15. März 2023
 

Befragung der Bundesregierung (BMI und BMZ)
 

Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) hat in der Regierungsbefragung die Notwendigkeit starker
und handlungsfähiger Sicherheitsbehörden betont. Der Krieg in der Ukraine habe massive

Auswirkungen auf die innere Sicherheit in Deutschland. Die Aufnahme von mehr als einer Million
Flüchtlinge im vergangenen Jahr sei ein Kraftakt gewesen. Zu den Auswirkungen des Krieges zählten

Cyberangriffe und Desinformationskampagnen. Auch die Angriffe prorussischer Hacker hätten massiv
zugenommen. 

 
Auch die Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Svenja Schulze (SPD)

stellte sich den Fragen der Abgeordneten. Sie betonte, Entwicklungspolitik sei auch nachhaltige
Sicherheitspolitik. Aus Mitteln ihres Ministeriums seien bereits 650 Millionen Euro in die Ukraine

geflossen, die Weichen für einen reformorientierten Wiederaufbau des Landes würden bereits gestellt.
Um die Hilfen zu koordinieren, werde eine nationale Plattform aufgebaut.

Aktuelle Stunde - Freiheit statt Verbote - Den mündigen Bürger stärken
Das Vorhaben von Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck (Bündnis 90/Die Grünen), den Einbau

von Öl- und Gasheizungen ab dem Jahr 2024 zu verbieten, stößt bei der Opposition auf Ablehnung. Das
wurde während einer von der CDU/CSU-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Freiheit

statt Verbote – Den mündigen Bürger stärken“ deutlich.
Deutschland bewege sich von der freien und sozialen Marktwirtschaft mit vollem Tempo in eine

ungebremste Zwangsplanwirtschaft, sagte Karsten Hilse (AfD). Als verlogene Vorwände dazu dienten
der sogenannte Klimaschutz „und hin und wieder die Gesundheit“. Die Mittel dazu seien Zwänge,
Verbote, Planvorgaben und Strafen. Ein Beispiel dafür sei die Grenzwertverschärfung beim CO2-

Ausstoß von Autos. Die angeblich drohende Klimaerwärmungskatastrophe sei nun auch die
Begründung für die jüngsten totalitären Ideen des „Wirtschaftszerstörungsministers“, sagte Hilse.

 

 

Donnerstag, 16. März
 

Aktuelle Stunde: 
Geschäftsbeziehungen zwischen Bundesregierung und Journalisten

 
Der Bundestag hat über die Nähe von Journalisten zur Bundesregierung debattiert. Dazu fand auf

Verlangen der AfD-Fraktion eine Aktuelle Stunde mit dem Titel „Nein zum Staatsjournalismus –
Geschäftsbeziehungen zwischen Bundesregierung und Journalisten beenden“ statt. Martin Erwin

Renner (AfD) nannte die Beauftragung von Journalisten durch die Bunderegierung und ihre Behörden
„einen Skandal, der für den symptomatischen Abriss vieler demokratischer Prinzipien steht“. Die

öffentlich-rechtlichen Medien hätten die Aufgabe, so Renner, darüber zu berichten, was falsch läuft,
sie hätten die Aufgabe, aufzudecken. „Jetzt erfahren wir, dass diese angebliche Staatsferne nicht das
Papier wert ist, auf dem sie steht“, sagte Renner im Plenum. Tausende Euro Steuergelder flössen von

den Ministerien in die Taschen der Journalisten. „So wird die Meinung der Herrschenden zur
herrschenden Meinung gemacht.“
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Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bundeskanzler
 

Deutschland ist laut Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) bereit, die eigenen militärischen
Beschaffungsvorhaben auch für andere EU-Mitgliedstaaten zu öffnen. Ziel müsse unter anderem die

beschleunigte Beschaffung von Munition für die Ukraine sein, erklärte er in seiner
Regierungserklärung vor dem Bundestag. Anlass für die 20-minütige Erklärung war der EU-Gipfel am

23. und 24. März 2023, auf dem es auch um die Frage gehen wird, ob die EU Militärgüter künftig
gemeinsam beschaffen soll. 

AfD-Chef Tino Chrupalla warf Scholz vor, seine Regierungserklärungen „inflationär“ zu nutzen, um
von der „Arbeitsunfähigkeit der Bundesregierung“ abzulenken. Diese bleibe Antworten zu den

Anschlägen auf die beiden Nord Stream Pipelines Nord und schuldig und schwäche das Land durch
seine Energie- und Klimapolitik. Das sie „mit aller Macht“ den Ausbau der erneuerbaren Energien

durchsetzen wolle, ohne adäquaten Ersatz zu haben, sei ein „eingleisig eindimensionaler
Lösungsansatz“. Außerdem kritisierte Chrupalla erneut die deutsche Unterstützung für die Ukraine.

 

Freitag, 17. März 2023
 

Wahlrechtsreform zur Verkleinerung des Bundestages beschlossen
 

Nach einer heftigen Kontroverse im Bundestag hat die Ampel-Koalition ihre Pläne für eine
Wahlrechtsreform zur Reduzierung der Abgeordnetenzahl mit 399 Ja- bei 261 Nein-Stimmen und 23

Enthaltungen durch das Parlament gebracht. Mit der Neuregelung wird die Zahl der
Bundestagsmandate künftig auf 630 begrenzt. Dem Gesetzesbeschluss zufolge wird es wie bisher
299 Wahlkreise und zwei Stimmen geben. Dabei wird mit der Zweitstimme, mit der die Wähler für
eine Parteiliste votieren können, über die proportionale Verteilung der Mandate an die Parteien

entschieden. Mit der Erststimme können wie bisher in den Wahlkreisen Direktkandidaten gewählt
werden. Ihnen wird ein Mandat jedoch nur zugeteilt, wenn dies durch das Zweitstimmenergebnis

gedeckt ist. 
Albrecht Glaser (AfD) betonte, dass die Koalition ein Reformkonzept vorgelegt habe, das nahezu

identisch sei mit einem bereits vorher eingebrachten Vorschlag seiner Fraktion. Nicht übernommen
worden sei das AfD-Anliegen einer „offenen Listenwahl“, die einen direkten Einfluss auf die
Reihenfolge der Bewerber auf den Landeslisten gewährleisten solle. Diesen demokratischen

Fortschritt wolle die Ampel nicht.
 

Ausschuss-Bericht - Schutz vor sexuellem Missbrauch, 
IP-Adress-Speicherung

 

Den angeforderten Bericht des Rechtsausschusses gemäß Paragraf 62 Absatz 2 der
Geschäftsordnung des Bundestages zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel „IP-Adressen
rechtssicher speichern und Kinder vor sexuellem Missbrauch schützen“ hat der Bundestag beraten.

Der vorliegende Bericht führt aus, dass der Ausschuss zu dem Antrag dem Grunde nach eine
Anhörung beschlossen hatte. Die Terminierung ist in den vergangenen Sitzungen aber jeweils von

der Tagesordnung abgesetzt worden. Für die AfD-Fraktion kritisierte Stephan Brandner das
Verhalten der Koalitionsfraktionen, im Ausschuss die Terminierung einer dem Grunde nach
beschlossenen Anhörung in jeder Sitzung von der Tagesordnung zu nehmen. So werde das
Minderheitenrecht, eine Anhörung durchzuführen, ad absurdum geführt. Als Grund für das

Verhalten der Koalition vermutetet Brandner den Dissens zwischen Innenministerin und
Justizminister in Fragen der Speicherung von IP-Daten.

 



Kommende Termine 
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15.03.2023

Gruppenbild im Bundestag

mit meiner tollen

Besuchergruppe.

Gespräch im Bundestag

mit Tino Chrupalla.

13.03.2023BadBelzig - auch mitBesuchern von deranderen politischenSeite, die wir abernahezu alle vonunseren Positionenüberzeugt habendürften.

#Brandnerunterwegs  
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https://www.facebook.com/hashtag/badbelzig?__eep__=6&__cft__[0]=AZU6E0ySKYzG86DKAWkSDvAwfjiDWvQjXbJh3ZnHisEMMO8aiQUW1sAIEWdP4xmVrNg6TzLn7RBZgGTMUxLq_XSGBC207ZfU8dtloZJYmE8YX15NQROtGZMCiBciT1OMJFDur_wr2iRrTNdMFQUsFmK780LYQN8iwf9EdtSk_JTZ9jykS9snxnRaVj9Ep8BzK_U&__tn__=*NK-R


#Brandnerunterwegs  
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18.03.2023Klausur in Suhldes Bundes-vorstandes unddes
Landvorstandes
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18.03.2023

Empfangh der

AfD-Fraktion im

Thüringer

Landtag
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Wir stehen an Ihrer Seite
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Fr: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen bei Abgeordnetenwatch

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


